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Handel trägt zum

Frieden bei

V O N F R I E D E R I K E W E L T E R

Zwei Jahre Krieg in der Ukraine, militäri-
sche Auseinandersetzungen rund um
Israel – die Welt scheint immer mehr aus
den Fugen zu geraten. Angesichts dieser
Entwicklung wünschen sich viele Men-
schen Versöhnung, Zufriedenheit, Wohl-
stand, kurz gesagt: Shalom – Frieden.
Auch wenn es immer wieder Kritik an der
Globalisierung gibt, trägt letztlich inter-
nationaler Handel zu Frieden in der Welt
bei. Dies belegt der Blick in die Geschichte
des 20. Jahrhunderts und insbesondere
auf das Friedensprojekt „EU-Binnen-
markt“: Die Entwicklung der Dampfschiff-
fahrt und Eisenbahn erlaubten es im 19.
Jahrhundert, erstmals über weitere Ent-
fernungen große Mengen an Gütern zu
transportieren. Hierdurch wurde der inter-
nationale Warenhandel und der Kontakt
zwischen den Ländern enorm befördert,
bevor infolge des Ersten Weltkriegs wieder
weltweit militärische Blöcke und Nationa-
lismus die Oberhand gewannen. Erst ab
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts
nahm der internationale Handel sowohl in
Europa als auch weltweit wieder an Fahrt
auf.
Die deutsche Volkswirtschaft – und da-
runter auch der Mittelstand – haben zwei-
fellos weltweit von der Globalisierung in
den vergangenen Jahrzehnten profitiert:
Die deutsche Außenhandelsquote stieg
laut Angaben der United Nations Confer-
ence on Trade and Development
(UNCTAD) von rund 44 Prozent in 1990
auf mehr als 70 Prozent in 2008. Bis
2009 exportierte Deutschland mehr Wa-
ren als jedes andere Land auf dieser Welt
und galt als Exportweltmeister. Inzwi-
schen hat China diesen Titel übernommen.
Seit der weltweiten Finanz- und Wirt-
schaftskrise in 2008/09 belasten jedoch
der zunehmende Nationalismus in ver-
schiedenen Staaten, der nicht erst seit der
protektionistisch ausgerichteten Präsident-
schaft von Donald Trump zu beobachten
ist, sowie die russischen Okkupationsbe-
strebungen und externe Schocks wie die
Corona-Pandemie den internationalen
Handel. Umso mehr zahlt sich der EU-
Binnenmarkt für alle europäischen Wirt-
schaftsunternehmen aus: Dreiviertel der
Industrieunternehmen in Deutschland
gaben bei einer Befragung des IfM Bonn
für die Studie „Entwicklungstendenzen
globaler Wertschöpfungsketten aus Sicht
mittelständischer Unternehmen“ an, dass
dieser für sie der wichtigste Absatzmarkt
sei. Für knapp 70 Prozent ist er zudem der
wichtigste Beschaffungsmarkt. China
bleibt zwar generell als Beschaffungsmarkt
relevant – nicht zuletzt, weil das Land bei
einigen Rohstoffen eine monopolartige
Stellung einnimmt. Die politische Ent-
wicklung in diesem Land wird jedoch zu-
nehmend kritisch gesehen. Entsprechend
rücken andere asiatische Staaten als mög-
liche Alternativen in den Fokus.
Um weltweit den Frieden zu wahren, emp-
fiehlt es sich zudem, dass die Europäische
Union mithilfe von Freihandelsabkommen
den freien (Welt-)Handel stärkt. Auf diese
Weise erhalten alle Wirtschaftsunterneh-
men in den Partnerstaaten Planungssi-
cherheit – und sind bereit, langfristige In-
vestitionen zu tätigen.

Die Autorin ist Präsidentin des Insti-
tuts für Mittelstandsforschung (IfM)
Bonn und u.a. Mitglied der Experten-
kommission Forschung und Innova-
tion sowie Member of Academia Eu-
ropaea. Die Kolumne erscheint in Ko-
operation mit der Katholischen So-
zialwissenschaftlichen Zentralstelle.
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Geht es immer weiter herunter? Eine Angst vor dem sozialen Abstieg hat die gesellschaftliche Mitte erfasst. Foto: dpa

Das deutsche

Wohlstandsmärchen
Steht die Mitte vor dem
Abgrund? In Deutschland
geht die Angst vor dem
sozialen Abstieg um, Ver-
mögen lässt sich immer

Bundesbank mit dem Titel „Private Haus-
halte und ihre Finanzen (PHF)“. Alle drei
Jahre erfasst sie Vermögenswerte wie
Wohneigentum, Fahrzeuge sowie Bankgut-
haben und Ansprüche aus privaten Rente-
und Lebensversicherungen ein. Das Ergeb-
nis: Laut PHF-Studie verfügten die deut-
schen Haushalte über ein durchschnittli-

diese Sorge global 35 Prozent der Gen Z
und 42 Prozent der Millennials um, das
sind 13 beziehungsweise 19 Prozentpunkte
mehr als die jeweils zweitgrößten Anliegen.
Auch in Deutschland teilen diese Sorge um
hohe Preise 39 Prozent der Generation Z
und 38 Prozent der Millennials, während
knapp 30 Prozent die Angst vor dem Klima-

kommt noch: „2025 wird die Zahl der Er-
werbstätigen zu schrumpfen beginnen und
für den Fachkräftemangel eine neue Phase
einläuten“, sagt KfW-Chefvolkswirtin Frit-
zi Köhler-Geib. Und dieser Fachkräfteman-
gel wiederum führt zu einem schwachen
Produktivitätswachstum: Die Arbeitspro-
duktivität je Erwerbstätigem erhöhte sich
schwerer erarbeiten und
erhalten. Hohe Inflation,
Zinsen, Energiepreise und
eine teils kaum noch
nachvollziehbare Wirt-
schaftspolitik sorgen für
eine gefährliche Mischung
VON PATRICK PETERS

E
in paar, wahrscheinlich bekannte,
Fakten vorab: Deutschland ist die
größte Volkswirtschaft Europas
und die viertgrößte weltweit. Ein

Schlüsselfaktor ist die starke industrielle
Basis, insbesondere in Bereichen wie Auto-
mobilbau, Maschinenbau, chemische In-
dustrie und Elektrotechnik. Der sogenannte
Mittelstand, also kleine und mittelständi-
sche Unternehmen (KMU), bildet das
Rückgrat der deutschen Wirtschaft. Diese
Unternehmen sind oft weltweit führend in
ihren Nischenmärkten, und die industrielle
Stärke hat Deutschland zu einer der größ-
ten Exportnationen gemacht: Die Qualität
und Innovationskraft „Made in Germany“
genießt weltweit einen exzellenten Ruf.
Dieser Exportüberschuss trägt wesentlich
zum nationalen Wohlstand bei.

Ja, Deutschland ist ein wohlhabendes
Land, im weltweiten Vergleich des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) pro Kopf liegt die
Bundesrepublik mit 63 150 US-Dollar auf
dem 18. Platz. Mit einem BIP pro Kopf von
132 210 US-Dollar führt Luxemburg das
Ranking an, gefolgt von Irland, Norwegen,
der Schweiz und Singapur und Katar. Und
auch die Vermögensentwicklung in
Deutschland kann sich sehen lassen, zu-
mindest statistisch. Einen Einblick zu den
finanziellen Verhältnissen der Privathaus-
halte in Deutschland liefert die Studie der
ches Nettovermögen von 316 500 Euro. Da-
mit verzeichnet die Umfrage einen neuen
Höchststand. Im vergangenen Jahrenzehnt
lag der Wert nie höher. Allein zwischen
2017 und 2021 erhöhten sich die durch-
schnittlichen Vermögen um 36 Prozent.

Mittelschicht leidet unter
Armutsbedrohung
Ist damit alles in bester Ordnung? Keines-
wegs, denn mehr und mehr macht sich in
Deutschland die Angst vor dem sozialen
Abstieg breit. Das gilt gerade für die Mittel-
schicht. Hat ein Haushalt monatlich 75 bis
200 Prozent des mittleren Nettoeinkom-
mens in seiner Region zur Verfügung, wird
er zur Mittelschicht gezählt. Demnach zäh-
len rund zwei Drittel der Deutschen zur
Mittelschicht – und diese sind von den der-
zeitigen Entwicklungen überdeutlich be-
troffen, wie Ökonomen und Armutsfor-
scher betonen. Dazu gehören die seit zwei
Jahren extreme Inflation, die stark gestie-
genen Zinsen, exorbitante Energiepreise,
CO2-Steuer und andere teure Belastungs-
faktoren. Will heißen: In den vergangenen
Jahren hat das Risiko, aus der unteren Mit-
telschicht in die Armutsbedrohung zu rut-
schen, zugenommen, während die Chancen
in die Mitte aufzusteigen, abgenommen
haben. Und vor allem „für junge Menschen
wird es immer schwieriger, sich einen Platz
in der Mittelschicht zu sichern“, zeigt eine
gemeinsame Studie von OECD und Ber-
telsmann-Stiftung.

Hohe Lebenshaltungskosten gehören zu
den größten Sorgen der Millennials. Das
zeigt auch das Deloitte Millennial Survey
2023. Dafür wurden 800 Deutsche zwi-
schen 19 und 39 Jahren zu ihren größten
Sorgen befragt. Erschreckend: Hohe Le-
benshaltungskosten gehören zu den größ-
ten Sorgen der Millennials (Jahrgänge 1983
bis 1994) und Angehörigen der Generation
Z (Jahrgänge 1995 bis 2003). „Heute treibt
wandel nennen“, heißt es.
Zu einem ähnlichen Bild kommt auch die

renommierte R+V-Studie „Die Ängste der
Deutschen“. Die größte Sorge der 20- bis
39-Jährigen ist, dass Wohnraum unbezahl-
bar wird. Für die Befragten von 40 bis 59
Jahren steht an erster Stelle die Furcht vor
steigenden Lebenshaltungskosten. Fast alle
befragten Altersgruppen bereiten vor allem
wirtschaftliche Themen Sorgen: Steigende
Lebenshaltungskosten sowie Steuererhö-
hungen und Leistungskürzungen landen
unter den Top 3.

Die Ära des gesicherten
Wachstums ist vorbei
Diese Entwicklungen sind aber bei weitem
nicht das einzige Problem, das den deut-
schen Wohlstand erheblich bedrohen kann.
Die Kreditanstalt für Wiederaufbau KfW
beispielsweise weist auch auf strukturelle
Verwerfungen hin, insbesondere in der his-
torischen Betrachtung. „Über 70 Jahre lang
ist der Wohlstand in Deutschland gewach-
sen, lediglich von kurzen Phasen der Rezes-
sion unterbrochen. Eine steigende Zahl an
Erwerbstätigen und ausreichende Erhö-
hungen der Arbeitsproduktivität haben da-
für gesorgt, dass wirtschaftliches Wachstum
als sicher gelten konnte. Es reichte dafür
aus, wenn die deutsche Wirtschaft im inter-
nationalen Wettbewerb mithält und vorü-
bergehende Schocks verdaut. Diese Zeiten
sind vorbei. Das Fundament für weiteres
Wohlstandswachstum bröckelt“, heißt es in
der Studie „Zeitenwende durch Fachkräfte-
mangel: Die Ära gesicherten Wachstums ist
vorbei“. Ein Hauptgrund ist dabei tatsäch-
lich der Fachkräftemangel. Zuletzt hatten
zweitweise bis zu 50 Prozent der Unterneh-
men in KfW-Befragungen angegeben,
durch Personalprobleme geschwächt zu
sein. Dieser Wert ist nur bedingt durch den
konjunkturellen Abschwung auf knapp 40
Prozent gefallen. Aber das dicke Ende
seit dem Jahr 2012 um magere 0,3 Prozent
pro Jahr, stellt die KfW heraus. „Bleibt das
Produktivitätswachstum derart schwach
und verstärkt sich gleichzeitig der Rückgang
des inländischen Fachkräfteangebots, be-
deutet dies eine Zeitenwende: Deutschland
träte noch in diesem Jahrzehnt in eine Ära
anhaltend stagnierenden, womöglich
schleichend schrumpfenden Wohlstands
ein.“ Auch der Düsseldorfer Volkswirt und
Investmentmanager Harald Sporleder
(Lingohr Asset Management) sieht große
strukturelle Schwierigkeiten, sowohl beim
Fachkräftemangel als auch in anderen Be-
reichen. „Wir sehen spätestens mit der Am-
pelregierung eine orientierungslose Wirt-
schaftspolitik, die die Standortattraktivität
Deutschlands stark beschädigt.

Mehr als eine Viertelmillion Deutsche
sind 2022 ausgewandert, in der Mehrheit
sind es hoch qualifizierte Fachkräfte: Etwa
drei Viertel der Wegzügler haben einen
Hochschulabschluss. Das ist das Resultat
einer leistungsunfreundlichen Politik, in
der Arbeit keinen echten Wert mehr dar-
stellt. Man denke nur an die Erhöhung des
Bürgergelds zum neuen Jahr.“ Auch andere
Entscheidungen würden sich unmittelbar
auf den Wohlstand auswirken, seien es Sa-
nierungszwänge und zusätzliche Kosten
durch die klimafreundliche Transforma-
tion, potenzielle Steuererhöhungen oder
sogar Vermögensabgaben durch das Lasten-
ausgleichsgesetz: „Die Entwicklung weist
ganz klar in Richtung Wohlstandsverlust.
Während in anderen Ländern das Wohl-
standsniveau steigt, droht in Deutschland
ein völlig unnötiger Abstieg“, betont Spor-
leder. Wer seinen Wohlstand sichern wolle,
komme nicht umhin, sein Vermögen inter-
national so breit wie möglich gewinnbrin-
gend zu diversifizieren und die politischen
Entwicklungen genau zu beobachten. Auf
Basis dieses Wissens könne man dann ver-
suchen, die richtigen Schlüsse zu ziehen,
damit es kein böses Erwachen gebe.


